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1. Ziel des Bebauungsplanes: 
 
Der Standort befindet sich nördlich der Bahnlinie Lichtenfels – Coburg und südlich der Ortschaft 
Ebersdorf b.Coburg. Gemäß dem EEG (Erneuerbaren Energien Gesetz) sind Flächen innerhalb 
eines 110 m Streifens entlang von Autobahnen und Schienenwegen, gemessen ab Fahrbahnkante 
bzw. Gleisbett, als vergütungsfähig einzustufen. Diese Voraussetzung erfüllt das Plangebiet. Die 
bisher landwirtschaftlich genutzten Flächen sollen nun als Sondergebiet Photovoltaik ausgewie-
sen und entwickelt werden. 
 
Mit der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans wird das planerische Ziel verfolgt, 
einen Solarpark zu errichten, um erneuerbare Energien gewinnen und nutzen zu können. Die Ge-
meinde Ebersdorf b.Coburg unterstützt die Entwicklung von Anlagen zur Gewinnung erneuerba-
rer Energien. Um die Auswirkungen des Vorhabens, insbesondere auf das Landschaftsbild zu ver-
ringern, werden entsprechende Festsetzungen zu Eingrünung und Höhe der baulichen Anlagen 
getroffen. 
 
 
 

2. Berücksichtigung und Beurteilung der Umweltbelange 
 
Zu der Planung ist eine Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 2 BauGB durchgeführt worden. 
 
Die bisher landwirtschaftlich genutzten Flächen sollen nunmehr als Photovoltaik - Freiflächenan-
lage genutzt werden. Innerhalb des Geltungsbereiches sind als Sondergebiet nur Nutzungen für 
aufgeständerte Photovoltaikmodule ohne oberirdische Fundamente sowie in geringem Umfang 
(je 50 qm) die Nebengebäude für die techn. Einrichtungen zulässig. 
 
Es handelt sich um einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan. Das Gelände ist aufgrund der an-
grenzenden Bahnstrecke bereits vorbelastet. 
Die relevanten Schutzgüter wurden untersucht und fanden Berücksichtigung. Der Eingriff in die 
Natur und Landschaft wurde auf das unbedingt erforderliche Maß reduziert. Die zu erwartenden 
Auswirkungen wurden aufgezeigt und fanden Behandlung in der Planung. Unvermeidbare Eingrif-
fe wurden, in Abstimmung mit den betreffenden Fachbehörden, ausgeglichen. Es bestehen keine 
wesentlichen Wechselwirkungen zwischen den untersuchten Schutzgütern. 
 
Störungen sind jedoch während der Bauphase des Vorhabens nicht auszuschließen. Es können 
vermehrt Baufahrzeuge mit entsprechenden Emissionen in die umliegenden Lebensraumbereiche 
wie Gehölz- und Waldbestände auftreten. Es ist jedoch nicht anzunehmen, dass diese zeitlich 
befristeten Störungen oder die Neuanlage zu einer Verschlechterung der Populationen führt, da 
im weiteren Umfeld ausreichend Brut- und Aufzuchtstätten und ungestörte Bereiche für die loka-
len Populationen vorliegen. Verbotstatbestände für europäische Arten können somit vermieden 
werden. 
 
Im Ergebnis stehen artenschutzrechtliche Belange unter Berücksichtigung der vorgenannten Vo-
raussetzungen dem Bebauungsplan nicht entgegen.  
 
Ausgleichsmaßnahmen sind notwendig für die überbauten und versiegelten Flächen. Somit wer-
den die nachteiligen Eingriffe in Lebensräume für Tiere und Pflanzen ausgeglichen. Darüber hin-
aus sind Ausgleichsmaßnahmen für die zu erwartenden Eingriffe in das Landschaftsbild notwen-
dig. 
Auf die Schutzgüter Wasser und Luft ist keine erhebliche Auswirkung zu erwarten. Hier sind keine 
Ausgleichsmaßnahmen erforderlich. 
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Der Kompensationsfaktor wird gemäß Leitfaden „Bauen im Einklang mit der Natur und Land-
schaft“ herausgegeben vom Bayrischen Staatsministerium für Landesentwicklung und Umwelt-
fragen auf 0,2 festgesetzt. 
 
Die Ausgleichsflächenbilanzierung sieht die Ausgleichsfläche A1 und A2 vor. Diese Ausgleichs-
maßnahme A1 sieht die Pflanzung einer 3 reihigen Heckenpflanzung umlaufend um den gezäun-
ten Solarparkvor. Vorgelagert vor dieser Heckenpflanzung ist ein Gras- und Krautsaum zu entwi-
ckeln. Die Ausgleichsfläche A2 dient der Entwicklung einer Magerwiese mit der Entwicklung von 
einzelnen Biotopbausteinen.  
 
Des Weiteren soll die Fläche innerhalb des Zaunes incl. Baufeld als Extensivgrünland entwickelt 
werden und dabei min. 3mal im Jahr, mit erster Mahd ab Ende Mai, gemäht werden. Das Mähgut 
soll vorwiegend abgefahren werden.  
 
Eine vollständige Wiederherstellung des Ausgangszustandes ist nicht möglich. Die Neugestaltung 
hat die Eingriffe zu minimieren. Dies wird durch eine Randeingrünung zur Einbindung der vorge-
sehenen Nutzung in das Landschaftsbild erreicht. 
 
Die Funktionserfüllung der Ausgleichsflächen in Form eines Monitoring ist von der Unteren Na-
turschutzbehörde fachlich zu prüfen.  
 
 
 

3. Verfahrensablauf 
 
a) Aufstellungsbeschluss 

Die Gemeinde Ebersdorf b.Coburg hat entsprechend den rechtlichen Vorgaben in der 
Gemeinderatsitzung vom 14.05.2013 den Aufstellungsbeschluss für den vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplan gefasst. Die Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses er-
folgte am 24.05.2013. 

 
 

b) Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit (nach § 3 Abs. 1 BauGB) und der Träger öf-
fentlicher Belange (nach § 4 Abs. 1 BauGB): 
Die Durchführung der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit, entsprechend  
§ 3 Abs. 1 BauGB, fand in der Zeit vom 03.06.2013 bis einschließlich 14.06.2013 statt. 
Parallel fand eine Anhörung am 11.06.2013 ab 17 Uhr im Rathaus der Gemeinde 
Ebersdorf b.Coburg statt, an der 3 Bürger der Gemeinde teilnahmen. Die Beteiligung 
der Träger öffentlicher Belange und Nachbargemeinden, entsprechend § 4 Abs. 1 
BauGB, fand im Zeitraum vom 22.05.2013 bis einschließlich 21.06.2013 statt.  
 
Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit wurde von einem Bürger der 
Gemeinde Ebersdorf b.Coburg, Herrn Gernot Lindner, eine Stellungnahme abgegeben. 
Die Hinweise daraus wurden soweit möglich, bei der Planung entsprechend berücksich-
tigt und in der Gemeinderatsitzung am 23.07.2013 behandelt und entsprechend abge-
wogen bzw. gewürdigt.  
 
Die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Träger öffentlicher Belange und Nach-
bargemeinden eingegangenen Stellungnahmen mit Hinweisen und Anregungen wurden 
in der Gemeinderatsitzung am 23.07.2013 behandelt, in den Planunterlagen soweit 
möglich berücksichtigt und der Billigungsbeschluss zum vorhabenbezogenen Bebau-
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ungsplan mit Begründung und Umweltbericht gefasst. Die Bekanntmachung des gebil-
ligten Entwurfes von am 16.08.2013 statt. 

 
c) Beteiligung der Öffentlichkeit (nach § 3 Abs. 2 BauGB) und der Träger öffentlicher Be-

lange (nach § 4 Abs. 2 BauGB): 
Die Durchführung der Beteiligung der Öffentlichkeit, entsprechend § 3 Abs. 2 BauGB, 
fand in der Zeit vom 26.08.2013 bis einschließlich 27.09.2013 für die Dauer von einem 
Monat statt. Die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange und Nachbargemeinden, 
entsprechend § 4 Abs. 2 BauGB, fand parallel zur Öffentlichkeitsbeteiligung im gleichen 
Zeitraum statt.  
 
Auf die Öffentlichkeitsbeteiligung wurde durch Bekanntmachung vom 16.08.2013 hin-
gewiesen. 
 
Im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit wurde die Stellungnahme von Herrn Ger-
not Lindner, entsprechend aus der frühzeitigen Beteiligung, erneut abgegeben. Die 
Hinweise fanden, soweit möglich, bereits in der Entwurfsplanung ausreichend Berück-
sichtigung und wurden entsprechend vom Gemeinderat abgewogen bzw. entspre-
chend gewürdigt. Die im Rahmen der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange und 
Nachbargemeinden eingegangenen Stellungnahmen mit Hinweisen und Anregungen 
wurden in der Gemeinderatsitzung am 22.10.2013 behandelt, berücksichtigt und gebil-
ligt.  
 

 
4. Ergebnisse der Beteiligungsphasen der Öffentlichkeitsbeteiligung und der Behördenbetei-

ligung und ihre Berücksichtigung mit Darlegung der Abwägungsentscheidungen 
 

a) Stellungnahmen aus der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung und öffentliche Plan-
auslegung   (§ 3 Abs. 1 und § 3 Abs. 2 BauGB) 
Während der Beteiligungsphase der Öffentlichkeitsbeteiligung wurde von Herrn Gernot 
Lindner eine Stellungnahme mit folgenden Hinweisen, abgegeben:  
- Wartung und Pflege des Solarpark (erhöhter Unkrautdruck, Spritzmittelmehrauf-

wand, Heckenschnitt) 
- 3maliges mähen erforderlich (1.Schnitt Ende Mai) 
- Einreihige Hecke bzw. Verzicht der Hecke zu den landwirtschaftlichen genutzten 

Flächen 
- Vor Baubeginn Grenzen suchen und mit Pfählen kennzeichnen 
- Als angrenzender Flächeneigentümer bestehen meinerseits Bedenken, das bei Be-

bauung meines Grundstückes Auflagen bezüglich Bedenken, das bei Bebauung 
meines Grundstückes Auflagen bezüglich Reinigung bzw. Oxidation der Module und 
Abstandsauflagen auf mir zukommen würden (siehe Neustadt OT Wasungen) 

- Das blendfreie Module verwendet werden 
- Bei Flurwegeinmündungen und zu den angrenzenden Grundstücken sollten keine 

Hecken gepflanzt werden, da diese beim Auffahren der Wege die Sicht versperren.  
 

Die Hinweise wurden zur Kenntnis genommen und soweit möglich, bei der weiteren Planung be-
rücksichtigt. Eine Pflege und Wartung, sowie eine 3malige Mahd wurden bereits in den Festset-
zungen aufgenommen. Dagegen konnte eine nur 1reihige oder gar keine Hecke nicht berücksich-
tigt werden, da dies als Ausgleichsfläche nicht anerkannt worden wäre. Hierzu gibt es entspre-
chende Schreiben vom Innenministerium, die entsprechende Berücksichtigung bei der Planung 
fanden. Eine Vermessung mit der Feststellung der Grenzen wurde bei der weiteren Planung 
durchgeführt. Da für das Nachbargrundstück kein Bauantrag vorliegt, bleibt der Punkt der Beden-
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ken bzgl. Auflagen unberücksichtigt. Die Gemeinde schlug eine privatrechtliche Haftungsfreistel-
lung mit dem Eigentümer vor. Blendarme Module werden bei der Planung berücksichtigt, hier-
durch kann eine Blendwirkung nahezu ausgeschlossen werden. Vollständig kann eine Beeinträch-
tigung des Verkehrsteilnehmers nicht ausgeschlossen werden. Entsprechende Sichtdreiecke an 
Wegekreuzungen und im Bereich der Ein- und Ausfahrten des Solarparks wurden in einem Sicht-
winkel von 45° in der Planung festgesetzt.  

 
 

b) Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung der Träger öffentlicher Belange und 
Nachbargemeinden (§ 4 Abs. 1) 
Während der frühzeitigen Beteiligung der Träger öffentlicher Belange im Zeitraum vom 
22.05.2013 bis einschließlich 21.06.2013 wurden vorwiegend naturschutzfachliche 
Hinweise und Anregungen, sowie Hinweise zu Bestandsleitungen im Geltungsbereich, 
vorgebracht. 
 
Eine Stellungnahme vorgelegt, jedoch keine Einwände oder Bedenken hatten die Re-
gierung von Oberfranken mit Gewerbeaufsichtsamt und Bergamt Nordbayern, die Au-
tobahndirektion Nordbayern, das Amt für ländliche Entwicklung Oberfranken, das 
Landratsamt Coburg mit dem Amt für Gesundheit, Die Deutsche Telekom Technik 
GmbH mit Telekom Deutschland GmbH, der Regionale Planungsverband Oberfranken 
West, die SÜC Energie und H2O GmbH, die Gemeinde Weidhausen b.Coburg, die Ge-
meinde Sonnefeld, die Gemeinde Grub a.Forst, sowie die Stadt Rödental. 
 
Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentli-
cher Belange wurden die nachfolgenden Behörden und Träger öffentlicher Belange zur 
Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert, gaben jedoch keine Stellungnahme ab: 
Die E.ON Netz GmbH mit Betriebszentrum Bamberg, die Gemeindewerke Ebersdorf 
b.Coburg, die Industrie- und Handelskammer Coburg, der Bund Naturschutz mit der 
Landesfachgeschäftsstelle und der Kreisgruppe Coburg, das Vermessungsamt Coburg, 
der Bayerische Bauernverband mit Geschäftsstelle Coburg, die DB Services Immobilien 
GmbH, die Stadt Coburg sowie die Stadt Lichtenfels.  
 
Hinweise und Anregungen bzw. Bedenken wurden vom Staatlichen Bauamt Bamberg 
mit Servicestelle Kronach, von der Fernwasserversorgung Oberfranken, vom Bayeri-
schen Landesamt für Denkmalpflege, von der Regierung von Oberfranken mit der hö-
heren Landesplanungsstelle, vom Landratsamt Coburg mit dem Kreisbauamt, vom Amt 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Coburg, vom Eisenbahn- Bundesamt mit der 
Außenstelle Nürnberg, von der TenneT TSO GmbH, vom Wasserwirtschaftsamt Kro-
nach, von der PLEdoc GmbH im Auftrag für die Ferngas Nordbayern GmbH, sowie von 
der Stadt Neustadt b.Coburg, vorgebracht. 
 
Das Staatliche Bauamt Bamberg mit der Servicestelle Kronach verwies darauf, dass der 
Straßenverkehr auf der Bundesstraße B303 nicht geblendet werden darf. Der Hinweis 
wurde zur Kenntnis genommen und berücksichtigt. Da eine Ausrichtung der Modulrei-
hen in Richtung Süden erfolgt, sind diese nur von der Rückseite von der B 303 aus und 
dies nur kurzzeitig, sichtbar. Eine Blendung der Verkehrsteilnehmer kann daher ausge-
schlossen werden. Die Fernwasserversorgung Oberfranken verwies darauf, dass im 
Plangebiet Fernwasserleitungen verlaufen, bei denen ein Schutzstreifen von 3 m beid-
seitig der Rohre einzuhalten ist, sowie die genaue Lage vor Ort zu orten ist. Außerdem 
muss eine Zugänglichkeit gewährleistet werden. Die Hinweise wurden zur Kenntnis ge-
nommen und berücksichtigt. Ein entsprechender Ortstermin wurde anberaumt und der 
Verlauf der Leitung festgestellt. Die Bestandsleitungen mit Schutzstreifen wurden ent-
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sprechend ihrer Lage in den Planunterlagen eingearbeitet und berücksichtigt. Die Zu-
gänglichkeit kann durch die Übergabe eines Schlüssels für den Schlüsseltresor, der am 
Tor angebracht wird und den Hauptschlüssel für den Solarpark beinhaltet, gewährleis-
tet werden. Das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege verwies auf die Meldepflicht 
bei Funden von Bodendenkmälern gem. Art. 8 Abs. 1 und Abs. 2 DSchG. Die Hinweise 
wurden zur Kenntnis genommen und berücksichtigt sowie bereits als Hinweis auf den 
Planunterlagen vermerkt. Die Regierung von Oberfranken mit der höheren Landespla-
nungsbehörde verwies auf Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen, die zu be-
rücksichtigen waren, wie Verzicht auf großflächige Beleuchtung, Verzicht auf Einzäu-
nung oder alternativ Berücksichtigung von Bodenfreiheit, Vermeidung von Erdmassen-
bewegungen und Oberflächenveränderungen, Vermeidung von leuchtenden und unge-
brochenen Farben. Diese wurden, soweit noch nicht in der Planung aufgenommen, er-
gänzt. Es wurde auf weitere naturschutzfachliche Belange wie Ausgleichsmaßnahmen 
hingewiesen. So dass diese nicht eingezäunt werden dürfen, diese mit einer befristeten 
Dienstbarkeit gesichert werden und dem Ökoflächenkataster gemeldet werden. Auch 
diese Hinweise wurden bei der Planung berücksichtigt. Die vorgebrachten Hinweise zur 
Pflege, Mahd des Grünlandes unter und zwischen den Modulen, Belassen von Brache-
streifen, wurden in der Planung vorab bereits berücksichtigt. Das geforderte Monito-
ring wird standardmäßig bei solchen Planungen festgesetzt, ebenso gibt es eine ent-
sprechend Rückbauverpflichtung im Durchführungsvertrag. Das Landratsamt Coburg 
mit dem Kreisbauamt verwies sowohl auf rechtliche Belange als auch auf naturschutz-
fachliche. Entsprechend den Hinweisen wurden Zufahrten im Bebauungsplan über-
nommen. Die Ausgleichsmaßnahmen sollten überprüft werden, im Hinblick auf ein 
Schreiben des Innenministeriums, in dem die Berechnungsgrundlage die Zaunfläche 
darstellt. Hierdurch verändert sich der Kompensationsbedarf. Eine entsprechende Kor-
rektur wurde vorgenommen. Des Weiteren können nur 3reihige Heckenpflanzungen 
als Ausgleichsmaßnahmen anerkannt werden. Alle Nichtwiesenflächen sollten mit au-
tochthonem Saatgut als Wiesenflächen festgesetzt werden. Diese Hinweise wurden 
entsprechend bei der Planung berücksichtigt und eingearbeitet. Von Seiten des Immis-
sionsschutzes wurde gefordert, entweder durch Festsetzung schadstoffhaltige Module 
auszuschließen oder durch eine entsprechende Höhe der Sicherheitsleitung die Entsor-
gungs- und Bodenuntersuchungskosten in einer Rückbauverpflichtung zu vereinbaren. 
Die vorgeschlagene Formulierung für eine Festsetzung und den Ausschluss von schad-
stoffhaltigen Modulen wurden in der Planung übernommen. Der Bereich Wasserrecht 
bat um genauere Darstellung des Grundwasserflurabstandes. Eine detailliertere Formu-
lierung wurde in der Planung entsprechend eingearbeitet. Das Amt für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten merkt an, das mit Pächtern der landwirtschaftlichen Flä-
chen Pachtaufhebungsentschädigungen oder auch Ersatzflächen zu vereinbaren wären. 
Die Flächen können bis zur Errichtung der Photovoltaikanlage weiterhin genutzt wer-
den und es wurden mit den Flächeneigentümer Pachtverträge geschlossen, in denen 
eine Ernteausfallentschädigung vereinbart wurde. Die sich aus der Bewirtschaftung der 
angrenzenden Flächen ergebende Staub-/Lärm-/Abluftemissionen werden vom Vorha-
benträger entsprechend hingenommen, Schadensersatzansprüche hieraus können 
nicht geltend gemacht werden. Des Weiteren wurde vorgebracht, dass eine regelmäßi-
ge Pflege der Flächen sicherzustellen sei, um eine Unkrautverfrachtung zu unterbinden 
sowie der Ausgleichsfaktor auf 0,1 herabzusetzen wäre. Die Flächenpflege wurde ent-
sprechend im Bebauungsplan festgesetzt, der Ausgleichsfaktor kann dagegen nicht 
herabgesetzt werden. Eine Abstimmung mit der UNB ist hier erfolgt sowie der Leitfa-
den Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft berücksichtigt worden. Das Eisen-
bahn-Bundesamt stellte fest, dass eine Blendwirkung des Schienenverkehrs ausge-
schlossen werden muss. Durch die Verwendung von blendarmen Modulen ist keine er-
hebliche Blendwirkung, die zu einer Beeinträchtigung des Schienenverkehrs führen 
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würde zu erwarten. Des Weiteren wurde darauf verwiesen, die DB Immobilien Service 
im Verfahren zu beteiligen, was entsprechend durchgeführt wurde. Die TenneT TSO 
verwies auf eine Änderung der bisherigen Trasse der 380 kV Leitung Altenfeld - Red-
witz, jedoch konnte zu diesem Zeitpunkt ein Ausschluss dieser Trasse nicht vollständig 
vorgenommen werden. Der Hinweis wurde entsprechend zur Kenntnis genommen und 
berücksichtigt. Das Wasserwirtschaftsamt Kronach hatte grundsätzlich keine Bedenken, 
verwies lediglich darauf, dass sollten Bodenentwässerungseinrichtungen beschädigt 
werden diese in ihrer Funktion wiederherzustellen sein. Dieser Hinweis wurde zur 
Kenntnis genommen und entsprechend berücksichtigt. Die Pledoc GmbH verwies im 
Auftrag der Ferngas Nordbayern auf die z.T. den Geltungsbereich anschneidenden 
Ferngasleitungen mit ihren Schutzstreifen, die von jeglicher Bebauung freizuhalten 
sind. Diese wurden in den Planunterlagen mit den entsprechenden Abständen über-
nommen und entsprechend bei der Planung berücksichtigt. Die Stadt Neustadt 
b.Coburg regte an, dass das Verfahren bis zur Klärung des endgültigen Verlaufes und 
des Abschlusses des Planfeststellungsverfahrens der geplanten 380 kV Leitung das Ver-
fahren auszusetzen. Dieser Hinweis wurde zur Kenntnis genommen, jedoch das Verfah-
ren nicht ausgesetzt, das Risiko hierbei trug der Vorhabenträger.  
 
 

c) Stellungnahmen aus der Beteiligung der Öffentlichkeit (§ 3 Abs. 2): 

 
Im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 wurde von Herrn Ger-
not Lindner, die Stellungnahme aus der frühzeitigen Beteiligung erneut abgegeben. 
Diese Hinweise wurden bereits im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung, soweit mög-
lich, berücksichtigt und ausreichend gewürdigt bzw. abgewogen.  
 
 

d) Stellungnahmen aus der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange und Nachbarge-
meinden (§ 4 Abs. 2) 
Während der Beteiligung gem. § 4 Abs. 2 – Beteiligung der Träger öffentlicher Belange 
und Nachbargemeinden wurden von den folgenden Behörden und sonstigen Trägern 
öffentlicher Belange sowie Nachbargemeinden keine Hinweise, Anregungen oder Be-
denken vorgebracht:  
Gemeinde Weidhausen b.Coburg, Gemeinde Sonnefeld, Stadt Lichtenfels, Stadt Neu-
stadt b.Coburg, Regierung von Oberfranken mit Bergamt Nordbayern und Gewerbeauf-
sichtsamt, Deutsche Telekom GmbH, E.ON Netz GmbH, Amt für ländliche Entwicklung 
Oberfranken, TenneT TSO GmbH, SÜC Energie und H2O GmbH, Autobahndirektion 
Nordbayern.  
 
Zur Stellungnahme aufgefordert, jedoch keine abgegeben haben dagegen das Bayeri-
sche Landesamt für Denkmalpflege, der Regionale Planungsverband Oberfranken 
West, die Gemeindewerke Ebersdorf, das Amt für Landwirtschaft und Forsten, die In-
dustrie- und Handelskammer Coburg, das Landratsamt Coburg mit dem Amt für Ge-
sundheit, der Bund Naturschutz mit Landesfachgeschäftsstelle und Kreisgruppe Coburg, 
das Vermessungsamt Coburg, der Bayerischer Bauernverband, die Verwaltungsgemein-
schaft Grub a.Forst, die Stadt Coburg sowie die Stadt Rödental. 
 
Die Fernwasserversorgung Oberfranken brachte erneut hervor, dass sich im Plangebiet 
Trinkwasserleitungen befinden, die nicht überbaut werden dürfen und die Lage vor 
Baubeginn abzustecken sei. Eine Zugänglichkeit muss außerdem gewährleistet werden. 
Diese Hinweise wurden zur Kenntnis genommen und berücksichtigt. Ein Termin vor 
Baubeginn wird anberaumt, die Leitung mit Schutzstreifen bei der Planung bereits be-
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rücksichtigt und entsprechend bei den Modulreihen ausgespart. Eine Zugänglichkeit 
kann durch Übergabe eines Schlüssels für den Schlüsseltresor am Tor (mit Hauptschlüs-
sel) gewährleistet werden. Das Staatliche Bauamt Bamberg mit Servicestellt Kronach 
verwies erneut darauf, dass der Straßenverkehr auf der B303 nicht geblendet werden 
darf. Da von der Bundesstraße B303 die Modulreihen überwiegend nur von der Rück-
seite sichtbar sein werden sowie aufgrund des Geländes und der generell geringen Ein-
sehbarkeit kann eine Beeinträchtigung des Straßenverkehrs oder Gefährdung durch 
Blendwirkung ausgeschlossen werden. Die DB Immobilien Region brachte vorwiegend 
Hinweise zu Immissionen durch den Bahnbetrieb, durch Schattenwurf und Schall vor. 
Entsprechende Schadensersatzansprüche können gegenüber der Deutschen Bahn nicht 
geltend gemacht werden, dies sollte als Formulierung in den Begründungen übernom-
men werden. Diese Hinweise sowie das Verbot des Betretens von Bahnanlagen, die 
Einhaltung des Sicherheitsabstandes incl. Endwuchshöhe bei Neupflanzungen, Ab-
standsflächen bei Oberleitungsanlagen sowie der Verweis auf bahneigene Kabel neben 
der Bahneigentumsgrenze, wurden zur Kenntnis genommen und in den Planunterlagen 
entsprechend berücksichtigt. Die vor Baubeginn einzuholenden Sicherheitsvorkehrun-
gen zum Schutz des Kabels sind von der ausführenden Firma durchzuführen. Die Ab-
standsflächen wurden ausreichend berücksichtigt und die geforderten Formulierungen 
eingearbeitet. Wie vermerkt wurde auch das Eisenbahn-Bundesamt separat an der 
Planung beteiligt. Nach dem Bereich Wasserrecht des Landratsamtes Coburg ist die 
Vermutung mittlerer Grundwasserflurabstand zu ungenau, hier sollte eine detaillierte-
re Ermittlung erfolgen. Der Hinweise wurde zur Kenntnis genommen und eine detail-
liertere Formulierung in den Planunterlagen aufgenommen. Die Naturschutzbehörde 
gab nach der Einarbeitung der Hinweise aus der frühzeitigen Beteiligung ihr Einver-
ständnis mit der Planung. Das Wasserwirtschaftsamt Kronach bezog sich auf die in der 
frühzeitigen Beteiligung bereits abgegebene Stellungnahme. Die Hinweise darauf wur-
den bereits ausreichend bei der Planung berücksichtigt. Auch das Eisenbahn-
Bundesamt verwies auf die bereits im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung abgegebe-
ne Stellungnahme. Diese Hinweise wurden ebenfalls bereits ausreichend berücksich-
tigt. Die PLEdoc GmbH im Auftrag der Ferngas Nordbayern GmbH überprüfte im Rah-
men der Beteiligung die Lage der in den Planunterlagen berücksichtigten Ferngaslei-
tungen und verwies auf entsprechende Korrekturen. Diese wurden in der Planung ein-
gearbeitet und entsprechend berücksichtigt. Das Amt für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten Coburg betonte nochmals die Einwände zur Ausgleichsflächenberechnung 
und die Forderung der Herabsetzung des Ausgleichsfaktors auf 0,1. Da die Abstimmung 
der Ausgleichsmaßnahmen sowie des –faktors mit der Unteren Naturschutzbehörde 
unter Berücksichtigung des Leitfadens „Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft“ 
erfolgte, bleibt dieser Hinweis unberücksichtigt.  
 
 

5. Zusammenfassung 
 
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan wurde aus der Änderung des Flächennutzungs-
planes der Gemeinde Ebersdorf b.Coburg entwickelt. Der Satzungsbeschluss zum vorhaben-
bezogenen Bebauungsplan wurde in der Gemeinderatssitzung am 03.12.2013 gefasst.  
 
Der Bebauungsplan soll zur Genehmigung am Landratsamt Coburg eingereicht werden. Die 
Bekanntmachung der Genehmigung und des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Solar-
park nördlich der Bahnlinie bei Ebersdorf b.Coburg“ erfolgt entsprechend den Vorgaben 
durch die Gemeinde Ebersdorf b.Coburg.  


